
Einladung zur 9. ordentlichen Hauptversammlung

- ISIN DE0007203705 - WKN 720370 -

Wir laden die Aktionäre unserer Gesellschaft ein
zur 9. ordentlichen Hauptversammlung
am Dienstag, den 12. Mai 2009, 10:00 Uhr,

im Portland Forum am Herrenberg,
großer Festsaal, Festhallenstraße 1, 69181 Leimen.

SNP Schneider-Neureither & Partner AG

Heidelberg
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Einladung 2009

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des Lageberichts, des gebilligten Konzern-
abschlusses, des Konzernlageberichts und des Berichts des Aufsichtsrats, jeweils für das
Geschäftsjahr 2008, sowie des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289
Abs. 4, 315 Abs. 4 Handelsgesetzbuch für das Geschäftsjahr 2008

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn der Gesellschaft für das Geschäftsjahr
2008 in Höhe von EUR 1.293.012,85 wie folgt zu verwenden:

- Ausschüttung einer Dividende von EUR 1,15
je Stückaktie (ISIN DE 0007203705)
auf 1.124.359 Stückaktien EUR 1.293.012,85

Bilanzgewinn EUR 1.293.012,85

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das
Geschäftsjahr 2008

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das Geschäftsjahr 2008
Entlastung zu erteilen.

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das
Geschäftsjahr 2008

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr
2008 Entlastung zu erteilen.

5. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2009

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die MOORE STEPHENS TREUHAND AG, Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, Rennershofstraße 8, 68163 Mannheim, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer
für das Geschäftsjahr 2009 zu wählen. Diese nimmt auch die prüferische Durchsicht unterjähriger
Finanzberichte vor, sofern eine solche erfolgt.

6. Beschlussfassung über die Aufhebung des bisherigen Genehmigten Kapitals I und des
Genehmigten Kapitals II, Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals und entsprechende
Satzungsänderung

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a) “Unter Aufhebung der in § 3 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft geregelten Ermächtigung des
Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 7. Mai
2010 um bis zu insgesamt EUR 200.000,00 ohne Bezugsrechtsausschluss (Genehmigtes Kapital I
2005) sowie um bis zu insgesamt EUR 362.500,00 gegebenenfalls mit Bezugsrechtsausschluss
(Genehmigtes Kapital II 2005) erhöhen zu können, wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung
des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 30. April 2014 durch Ausgabe neuer,
auf den Inhaber lautender Stückaktien (Stammaktien) gegen Sach- oder Bareinlagen, einmalig oder
mehrmals, insgesamt jedoch um höchstens EUR 562.500,00 (in Worten: Euro fünfhundertzweiund-
sechzigtausendfünfhundert) zu erhöhen (Genehmigtes Kapital). Der Vorstand kann mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats

Tagesordnung
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aa) das Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, die einen anteili-
gen Betrag des Grundkapitals von insgesamt zehn vom Hundert des Grundkapitals weder im
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung über-
steigen (10 %-Grenze), ausschließen, um die neuen Aktien zu einem Ausgabebetrag
auszugeben, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Absatz 3 Satz 4
Aktiengesetz); für die Frage des Ausnutzens der 10 %-Grenze ist der Ausschluss des
Bezugsrechts in direkter oder indirekter Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz auf-
grund anderer Ermächtigungen mit zu berücksichtigen; als maßgeblicher Börsenpreis gilt dabei
der Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel der Frankfurter
Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) während der letzten fünf
Börsenhandelstage vor dem Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch
den Vorstand;

bb) das Bezugsrecht der Aktionäre zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen ausschließen; und

cc) das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge ausschließen.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten für
Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital festzulegen. Der Aufsichtsrat wird
ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der
Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital entsprechend dem Umfang der
Kapitalerhöhung anzupassen.

b) § 3 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst:

"Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der
Gesellschaft bis zum 30. April 2014 durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender
Stückaktien (Stammaktien) gegen Sach- oder Bareinlagen, einmalig oder mehrmals, insgesamt
jedoch um höchstens EUR 562.500,00 (in Worten: Euro fünfhundertzweiundsechzigtausend-
fünfhundert) zu erhöhen (Genehmigtes Kapital). Der Vorstand kann mit Zustimmung des
Aufsichtsrats

aa) das Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, die einen anteili-
gen Betrag des Grundkapitals von insgesamt zehn vom Hundert des Grundkapitals weder im
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung über-
steigen (10 %-Grenze), ausschließen, um die neuen Aktien zu einem Ausgabebetrag
auszugeben, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Absatz 3 Satz 4
Aktiengesetz); für die Frage des Ausnutzens der 10 %-Grenze ist der Ausschluss des
Bezugsrechts in direkter oder indirekter Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz auf-
grund anderer Ermächtigungen mit zu berücksichtigen; als maßgeblicher Börsenpreis gilt
dabei der Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel der
Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) während der letzten
fünf Börsenhandelstage vor dem Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags
durch den Vorstand;

bb) das Bezugsrecht der Aktionäre zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen,
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen ausschließen; und

cc) das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge aussschließen.
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Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten für
Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die
Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des
Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung
anzupassen.""

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6 gemäß § 203 Abs. 2
Satz 2 Aktiengesetz in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz

Der Vorstand hat einen schriftlichen Bericht erstattet, weshalb er ermächtigt werden möchte, über
den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre nach Tagesordnungspunkt 6 Buchstabe a), aa) bis
a), cc) entscheiden zu können. Der Bericht liegt vom Tage der Einberufung der Hauptversammlung
an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsicht für die Aktionäre aus und ist über die
Internetseite der Gesellschaft (www.snp.de) abrufbar. Auf Verlangen wird der Bericht jedem
Aktionär unverzüglich und kostenlos übersandt.

Der Bericht hat folgenden Inhalt:

Der Vorstand beantragt unter Tagesordnungspunkt 6 Buchstabe a), aa) das Bezugsrecht der
Aktionäre in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz für Aktien im rech-
nerischen Betrag von bis zu 10 % des Grundkapitals ausschließen zu dürfen, wobei die 10 %-Grenze
insgesamt, also auch bei Zusammenrechnung mit etwaigen anderen zu einer direkten oder indi-
rekten Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz führenden Ermächtigungen, nicht über-
schritten werden darf. Die mit der Ermächtigung eröffnete Möglichkeit zum Bezugs-
rechtsausschluss versetzt die Verwaltung in die Lage, kurzfristig günstige Börsensituationen aus-
nutzen zu können und durch schnelle Platzierung junger Aktien ohne zeit- und kostenaufwendige
Abwicklung eines Bezugsrechts einen höheren Mittelzufluss zu erzielen. Der beantragte
Bezugsrechtsausschluss dient dem Interesse der Gesellschaft, Aktien beispielsweise an institutionelle
Anleger ausgeben zu können. Hierdurch können neue, zusätzliche Aktionärsgruppen im In- und
Ausland gewonnen werden. Der Vorstand wird bei Ausnutzung der Ermächtigung den
Ausgabebetrag je neuer Stückaktie so festsetzen, dass der Abschlag auf den Börsenpreis voraus-
sichtlich nicht mehr als 3 %, jedenfalls aber nicht mehr als 5 %, des dann aktuellen Börsenkurses
der Stückaktien der Gesellschaft beträgt. Durch diese Vorgabe werden die Aktionäre vor einer
unzulässigen Verwässerung ihres Anteilsbesitzes geschützt.

Die unter Tagesordnungspunkt 6 Buchstabe a), bb) beantragte Ermächtigung zum Bezugsrechts-
ausschluss versetzt den Vorstand in die Lage, Aktien der Gesellschaft kurzfristig für den Erwerb von
Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen zur Verfügung zu
haben. Die SNP Schneider-Neureither & Partner AG steht national und auch international in hartem
Wettbewerb zu anderen Unternehmen und muss jederzeit in der Lage sein, im Interesse ihrer
Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Dazu zählt auch die Möglichkeit, Unternehmen
oder Beteiligungen daran zur Verbesserung der Wettbewerbssituation zu erwerben. Es steht zu
erwarten, dass die Gegenleistung für einen solchen Erwerb nicht in Geld erbracht werden kann,
ohne die Liquidität der Gesellschaft zu gefährden. Die Gegenleistung wird deshalb in vergleich-
baren Transaktionen häufig in Aktien der erwerbenden Gesellschaft gewährt. Die hier vorgeschlagene
Ermächtigung soll der SNP Schneider-Neureither & Partner AG die notwendige Flexibilität geben,
um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen daran schnell
und flexibel ausnutzen zu können.

Der unter Tagesordnungspunkt 6 Buchstabe a), cc) beantragte Ausschluss des Bezugsrechts für
Spitzenbeträge ermöglicht die Kapitalerhöhung in einem glatten Bezugsverhältnis. Dies er-
leichtert die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre.
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Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden
entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft
verwertet.

Soweit der Bezugsrechtsausschluss nicht in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz
4 Aktiengesetz erfolgt, wird der Vorstand den Ausgabebetrag der neuen Aktien unter
Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre sowie des jeweiligen
Zwecks angemessen festsetzen.

7. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Veräußerung eigener Aktien
unter Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

„a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien („SNP-Aktien“) bis zu insgesamt 10 % des
zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Dabei dürfen auf
die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien zusammen mit anderen Aktien der
Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt oder die ihr gemäß
den §§ 71 ff. Aktiengesetz zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des jeweiligen
Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Die Ermächtigung darf von der Gesellschaft nicht zum
Zweck des Handels in eigenen Aktien genutzt werden; im Übrigen liegt die Bestimmung des
Erwerbszwecks im Ermessen des Vorstands.

Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke,
einmal oder mehrmals durch die Gesellschaft, aber auch durch ihre Konzernunternehmen oder
für ihre oder deren Rechnung durch Dritte im Rahmen der vorgenannten Beschränkungen aus-
genutzt werden. Die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gilt bis zum Ablauf des 31.
Oktober 2010. Die Befristung gilt für den Zeitpunkt des Erwerbs, nicht jedoch für das Halten der
Aktien über diesen Zeitpunkt hinaus.

b) Der Erwerb der SNP-Aktien erfolgt nach Wahl des Vorstands als Kauf über die Börse oder mit-
tels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots.

(1) Erfolgt der Erwerb als Kauf über die Börse, so darf der von der Gesellschaft bezahlte
Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Handelstag durch die
Eröffnungsauktion ermittelten Kurs einer SNP-Aktie im XETRA-Handel (oder einem ver-
gleichbaren Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse Frankfurt am Main um nicht
mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 10 % unterschreiten.

(2) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle Aktionäre, so legt die
Gesellschaft einen Kaufpreis oder eine Kaufpreisspanne je SNP-Aktie fest. Im Falle der
Festlegung einer Kaufpreisspanne wird der endgültige Preis aus den vorliegenden
Annahmeerklärungen ermittelt. Das Angebot kann eine Annahmefrist, Bedingungen
sowie die Möglichkeit vorsehen, die Kaufpreisspanne während der Annahmefrist anzu-
passen, wenn sich nach der Veröffentlichung eines Angebots während der Annahmefrist
erhebliche Kursbewegungen ergeben. Das Volumen des Angebots kann begrenzt werden.
Sofern die Anzahl der angedienten SNP-Aktien die von der Gesellschaft insgesamt zum
Erwerb vorgesehene Aktienanzahl übersteigt, kann das Andienungsrecht der Aktionäre
insoweit ausgeschlossen werden, als der Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten
SNP-Aktien erfolgt. Eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück
zum Erwerb angebotener Aktien der Gesellschaft je Aktionär kann vorgesehen werden.
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Der Kaufpreis bzw. die Grenzwerte der gebotenen Kaufpreisspanne je SNP-Aktie dürfen
(ohne Erwerbsnebenkosten) den durchschnittlichen Schlusskurs einer SNP-Aktie im XETRA-
Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse Frankfurt am
Main an den letzten fünf Handelstagen vor dem Stichtag um nicht mehr als 20 % über-
schreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Stichtag ist dabei der Tag der
endgültigen Entscheidung des Vorstands über die Veröffentlichung eines Kaufangebotes.
Im Fall einer Angebotsanpassung tritt an seine Stelle der Tag der endgültigen Entscheidung
des Vorstands über die Anpassung.

Die Vorschriften des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes sind zu beachten, sofern und
soweit diese zwingend Anwendung finden.

c) Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die aufgrund der vorstehenden oder einer
früher erteilten Ermächtigung erworben wurden,

(1) mit Zustimmung des Aufsichtsrats Dritten gegen Sachleistungen, insbesondere im Rahmen
von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen oder
Beteiligungen daran, anzubieten und auf diese zu übertragen;

(2) an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder der mit der Gesellschaft im Sinne der §§ 15 ff.
Aktiengesetz verbundenen Unternehmen auszugeben, diesen zum Erwerb anzubieten und
auf diese zu übertragen;

(3) zur Erfüllung von Verpflichtungen aus von der Gesellschaft begebenen Wandel- oder
Optionsanleihen zu verwenden;

(4) den Aktionären aufgrund eines an alle Aktionäre gerichteten Angebots unter Wahrung des
Bezugsrechts und des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a Aktiengesetz) zum Bezug
anzubieten, wobei eine Veräußerung über die Börse diesen Anforderungen genügt;

(5) mit Zustimmung des Aufsichtsrats in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot
an alle Aktionäre zu veräußern, wenn die erworbenen Aktien gegen Barzahlung zu einem
Preis veräußert werden, der den Börsenkurs einer SNP-Aktie nicht wesentlich unterschreitet
(ohne Erwerbsnebenkosten);

(6) einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung eines weiteren
Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Einziehung hat nach § 237 Abs. 3 Nr. 3
Aktiengesetz ohne Kapitalherabsetzung in der Weise zu erfolgen, dass sich durch die
Einziehung der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 Aktiengesetz
erhöht. Der Vorstand wird gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3, zweiter Halbsatz Aktiengesetz
ermächtigt, die Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung anzupassen.

Insgesamt dürfen aufgrund der Ermächtigung gemäß lit. c) Ziffer (5) höchstens 10 % des
Grundkapitals der Gesellschaft am Tage der heutigen Hauptversammlung oder 10 % des
Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung der Aktien, je nachdem,
zu welchem Zeitpunkt das Grundkapital niedriger ist, ausgegeben werden. Bei der
Ermittlung des Ermächtigungsvolumens sind Aktien anzurechnen, die in direkter oder
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz (insbesondere auf-
grund bestehender anderer Ermächtigungen) während der Laufzeit der Ermächtigung
gemäß lit. c) Ziffer (5) ausgegeben wurden.

d) Die Ermächtigungen gemäß lit. c) können ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals,
einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden.
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e) Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Aktien der Gesellschaft wird insoweit aus-
geschlossen, als diese Aktien gemäß den vorstehenden Ermächtigungen gemäß lit. c) (1), (2),
(3) und (5) verwendet werden. Darüber hinaus kann der Vorstand im Fall der Veräußerung von
Aktien der Gesellschaft im Rahmen eines Verkaufsangebots gemäß lit. c) (4) an die Aktionäre
der Gesellschaft das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats für
Spitzenbeträge ausschließen."

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Aktiengesetz in
Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz

Der Vorstand hat einen schriftlichen Bericht erstattet, weshalb die Gesellschaft zum Erwerb
eigener Aktien ermächtigt werden soll. Der Bericht liegt vom Tage der Einberufung der
Hauptversmamlung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsicht für die Aktionäre
aus und ist über die Internetseite der Gesellschaft (www.snp.de) abrufbar. Auf Verlangen wird
der Bericht jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos übersandt.

Der Bericht hat folgenden Inhalt:

Der SNP Scheider-Neureither & Partner AG soll die Möglichkeit eröffnet werden, eigene Aktien
zu erwerben. Deshalb ersuchen wir die Hauptversammlung die Gesellschaft zu ermächtigen,
eigene Aktien mit einem auf sie entfallenden anteiligen Betrag von bis zu 10 % des
Grundkapitals zu erwerben und diese Aktien unter bestimmten Voraussetzungen in anderer
Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre zu veräußern.

Der Erwerb kann als Kauf über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten
öffentlichen Kaufangebots durchgeführt werden. Neben dem Erwerb über die Börse soll die
Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien durch ein öffentliches Kaufangebot zu
erwerben. Bei dieser Variante kann jeder verkaufswillige Aktionär der Gesellschaft entscheiden,
wie viele Aktien und, bei Festlegung einer Preisspanne, zu welchem Preis er diese anbieten
möchte. Übersteigt die zum festgesetzten Preis angebotene Menge die von der Gesellschaft
nachgefragte Anzahl an Aktien, so muss eine Zuteilung der Annahme der Verkaufsofferten erfol-
gen. Hierbei soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner
Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit
dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine
Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung zu erleichtern.

Die Gesellschaft soll eigene Aktien verwenden können, um mit Zustimmung des Aufsichtsrats
eigene Aktien als Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder als
Gegenleistung beim Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen daran anbieten und übertragen
zu können. Die aus diesem Grund vorgeschlagene Ermächtigung soll es der SNP Scheider-
Neureither & Partner AG ermöglichen, schnell, flexibel und liquiditätsschonend auf sich bietende
Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen daran zu reagieren. Soweit mit
Aktien als Akquisitionswährung gekauft wird, kann es im Einzelfall sinnvoll sein, nicht den
gesamten Kaufpreis aus dem Genehmigten Kapital zu schaffen, sondern für Teile des Kaufpreises
auf eigene Aktien zurückzugreifen. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der
Aktionäre Rechnung. Die Entscheidung, ob im Einzelfall eigene Aktien oder Aktien aus einem
genehmigten Kapital genutzt werden, trifft der Vorstand, wobei er sich allein vom Interesse der
Aktionäre und der Gesellschaft leiten lässt. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der
Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Dabei wird
der Vorstand den Börsenkurs der SNP-Aktie berücksichtigen.
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Die Gesellschaft soll eigene Aktien ferner auch dazu nutzen können, um sie an
Arbeitnehmer der Gesellschaft oder der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen
auszugeben, diesen zum Erwerb anzubieten und/oder auf diese zu übertragen.

Die Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien soll schließlich auch die Möglichkeit
umfassen, eigene, bereits börsenzugelassene Aktien zur Bedienung von Wandel- bzw.
Optionsanleihen der Gesellschaft zu nutzen. Hierdurch soll die Verwaltung die Möglichkeit
erhalten, derartige Wandel- oder Optionsanleihen mit Aktien zu bedienen, ohne die Zahl der
Aktien zu erhöhen. Der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ist dafür Voraussetzung.

Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, die erworbenen eigenen Aktien in anderer
Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre zu veräußern, z.B. an insti-
tutionelle Investoren oder zur Erschließung neuer Investorenkreise. Für die Gesellschaft
eröffnet sich damit die Möglichkeit, geeigneten (institutionellen) Investoren die Aktien
anzubieten und den Aktionärskreis um in- und ausländische Aktionäre zu erweitern, was
letztlich auch zur Stabilisierung des Wertes der Aktie führt. Die Gesellschaft kann darüber
hinaus ihr Eigenkapital flexibel geschäftlichen Erfordernissen anpassen und auf günstige
Börsensituationen reagieren, da im Falle der Veräußerung eine schnellere und kostengün-
stigere Platzierung der Aktien möglich ist, als dies unter Beachtung des Bezugsrechts der
Aktionäre möglich wäre. Voraussetzung einer solchen Veräußerung ist, dass die Aktien
gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs der Aktien der
Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet; der durch-
schnittliche Börsenkurs an den fünf Börsenhandelstagen vor Abschluss der Vereinbarung
ist insoweit zu beachten. Diese Ermächtigung beschränkt sich auf insgesamt höchstens 10
% des Grundkapitals der Gesellschaft oder auf 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft zum
Zeitpunkt der Veräußerung der Aktien, falls das Grundkapital zu diesem Zeitpunkt niedriger
ist. Hinsichtlich des Ermächtigungsvolumens sind andere Fälle des erleichterten
Bezugsrechtsausschlusses im Sinne von § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz einzubeziehen.

Die Verwaltung wird sich bei Festlegung des endgültigen Veräußerungspreises - unter
Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten - bemühen, einen etwaigen
Abschlag vom Börsenkurs so niedrig wie möglich zu bemessen. Die Aktionäre haben
grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Kauf von SNP-Aktien über
die Börse aufrecht zu erhalten, während der Gesellschaft im Interesse der Aktionäre weit-
ere Handlungsspielräume eröffnet werden, um kurzfristig günstige Börsensituationen
auszunutzen.

Schließlich sollen die gemäß dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien mit
Zustimmung des Aufsichtsrats, aber ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung,
eingezogen werden können.

In all diesen Fällen muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen
werden, damit die Aktien wie dargestellt verwendet werden können. Bei seiner
Entscheidung über den Bezugsrechtsausschluss wird sich der Vorstand vom Interesse
der Aktionäre leiten lassen und sorgfältig abwägen, ob der Bezugsrechtsausschluss im
Interesse der Gesellschaft notwendig ist. Nur in diesem Fall wird das Bezugsrecht aus-
geschlossen. Unter Abwägung aller Umstände ist die Ermächtigung zum
Bezugsrechtsausschluss daher im Interesse der Gesellschaft geboten und unter den
dargelegten Umständen angemessen.
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8. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung in § 7 (Hauptversammlung)

Mit dem Aktionärsrechterichtlinie-Umsetzungsgesetz sollen noch im Jahr 2009 die
Fristenregelungen und Formvorschriften für die Einberufung von Hauptversammlungen
umfassend modifiziert werden. Vorsorglich soll deshalb die Satzung der Gesellschaft um
Regelungen bereinigt werden, die mit den geplanten Gesetzesänderungen kollidieren könnten.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deshalb vor, den folgenden Beschluss über die Änderung
der Satzung der Gesellschaft zu fassen:

„a) § 7 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

"Die Einberufung der Hauptversammlung und die Bekanntmachung der Einberufung
erfolgen nach Maßgabe der jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen."

b) § 7 Abs. 5 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

"Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung bei der
Gesellschaft anmelden und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung
und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Die Anmeldung und der Nachweis
müssen der Gesellschaft in Textform unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten
Adresse nach Maßgabe der gesetzlichen Fristvorschriften rechtzeitig in deutscher oder
englischer Sprache zugehen."

c) § 7 Abs. 6 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

"Der Nachweis ist durch einen in Textform erstellten besonderen Nachweis des
Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut zu führen. Der Nachweis hat sich auf
den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung zu beziehen."

d) § 7 Abs. 8 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

"Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden."“
einzubeziehen.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 1.125.000,00 und ist in 1.125.000 auf den Inhaber
lautende Stückaktien (ohne Nennwert) eingeteilt. Grundsätzlich gewährt jede Stückaktie in der
Hauptversammlung eine Stimme. Die Gesellschaft hält jedoch derzeit 641 eigene Aktien, aus denen
der Gesellschaft von Gesetzes wegen kein Stimmrecht zusteht. Im Zeitpunkt der Einberufung der
Hauptversammlung beträgt die Gesamtzahl der Stimmrechte somit 1.124.359.

Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nach § 7 Abs. 5
der Satzung der Gesellschaft nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich unter Vorlage eines
Nachweises ihres Aktienbesitzes bis zum Ablauf des fünften Tages vor der Hauptversammlung,
also bis spätestens 7. Mai 2009, 24.00 Uhr, bei der Gesellschaft anmelden; für die Frage der
Rechtzeitigkeit der Anmeldung ist auf den Zeitpunkt des Zugangs der Anmeldung und des
Nachweises bei der Gesellschaft abzustellen.
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Der Nachweis des Aktienbesitzes ist durch eine in Textform erstellte Bestätigung des depotführen-
den Instituts zu erbringen. Die Bestätigung muss in deutscher oder englischer Sprache ausgestellt
sein. Der Nachweis des Aktienbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Haupt-
versammlung, d.h. auf den 21. April 2009, 0.00 Uhr, zu beziehen.

Die Anmeldung und der Nachweis des Aktienbesitzes müssen der Gesellschaft unter folgender
Adresse zugehen:

SNP Schneider-Neureither & Partner AG,
c/o dwpbank
Abt. WDHHV
Wildunger Straße 14
60487 Frankfurt am Main
mail to: hv-eintrittskarten@snp.de

oder an folgende Telefaxnummer gesandt werden: +49 69 50 99–1110

Ausübung des Stimmrechts

Aktionäre, die nicht selbst an der Hauptversammlung teilnehmen können oder wollen, können ihr
Stimmrecht unter entsprechender Vollmachtserteilung durch einen Bevollmächtigten, auch durch
eine Vereinigung von Aktionären, ausüben lassen.

Vollmachten sind in schriftlicher Form zu erteilen. Ein Formular, von dem bei der Vollmachts-
erteilung Gebrauch gemacht werden kann, wird auf Verlangen jedem Aktionär unverzüglich und
kostenlos übermittelt. Das Verlangen ist zu richten an:

SNP Schneider-Neureither & Partner AG,
c/o dwpbank
Abt. WDHHV
Wildunger Straße 14
60487 Frankfurt am Main
mail to: hv-eintrittskarten@snp.de
Telefax: +49 69 50 99–1110.

Wenn ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder ein anderer der in § 135 Aktiengesetz
diesen gleichgestellter Rechtsträger bevollmächtigt werden soll, bedarf - in Ausnahme von
vorstehendem Schriftformerfordernis - die Vollmacht weder nach dem Gesetz noch nach der
Satzung der Gesellschaft einer bestimmten Form. Wir weisen jedoch darauf hin, dass in diesen
Fällen die Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen oder die diesen in § 135 Aktiengesetz gleich-
gestellten Rechtsträger, die bevollmächtigt werden sollen, möglicherweise eine besondere
Form der Vollmacht verlangen, weil sie nach § 135 Aktiengesetz die Vollmacht nachprüfbar fest-
halten müssen. Aktionäre, die ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder einen anderen
der in § 135 Aktiengesetz diesen gleichgestellten Rechtsträger bevollmächtigen möchten, soll-
ten sich deshalb mit diesen über ein mögliches Formerfordernis für die Vollmacht abstimmen.

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären die Möglichkeit an, einen von der Gesellschaft benannten
weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter bereits vor der Hauptversammlung zu bevoll-
mächtigen. Der weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter übt das Stimmrecht ausschließlich
auf der Grundlage der von den Aktionären erteilten Weisungen aus.
Diejenigen Aktionäre, die dem von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter eine
Vollmacht erteilen wollen, benötigen hierzu eine Eintrittskarte zur Hauptversammlung.
Vollmachten für den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bedürfen der
Schriftform und müssen der Gesellschaft unter folgender Adresse zugehen:
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SNP Schneider-Neureither & Partner AG,
c/o dwpbank
Abt. WDHHV
Wildunger Straße 14
60487 Frankfurt am Main.

Die notwendigen Unterlagen und Informationen hierzu erhalten die Aktionäre zusammen mit
der Eintrittskarte.

Ausliegende und abrufbare Unterlagen

In den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Dossenheimer Landstraße 100, 69121 Heidelberg,
liegen seit der Einberufung der Hauptversammlung der festgestellte Jahresabschluss, der
Lagebericht, der gebilligte Konzernabschluss, der Konzernlagebericht, der Geschäftsbericht,
der Vorschlag des Vorstands für die Verwendung des Bilanzgewinns und der Bericht des
Aufsichtsrates, jeweils für das Geschäftsjahr 2008, der erläuternde Bericht des Vorstands zu den
Angaben nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 Handelsgesetzbuch für das Geschäftsjahr 2008 sowie
die Berichte des Vorstands zu den Tagesordnungspunkten 6 und 7 zur Einsicht der Aktionäre
aus. Auf Wunsch senden wir jedem Aktionär kostenlos und unverzüglich eine Abschrift der
Vorlagen zu. Die vorbezeichneten Unterlagen können auch im Internet unter der
Internetadresse www.snp.de abgerufen werden.

Anfragen, Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären

Anfragen zur Hauptversammlung bitten wir nur an folgende Adresse der Gesellschaft zu richten:

SNP Schneider-Neureither & Partner AG,
c/o dwpbank
Abt. WDHHV
Wildunger Straße 14
60487 Frankfurt am Main
mail to: hv-eintrittskarten@snp.de

oder an folgende Telefaxnummer zu senden: +49 69 50 99–1110.

Dies ist auch die Adresse, an die Ergänzungsanträge (§ 122 Abs. 2 Aktiengesetz), Gegenanträge
(§ 126 Aktiengesetz) und Wahlvorschläge (§ 127 Aktiengesetz) von Aktionären übersandt werden
müssen; anderweitig adressierte Ergänzungsanträge, Gegenanträge und Wahlvorschläge werden
nicht berücksichtigt. Wir werden eventuelle Ergänzungsanträge, die rechtzeitig (vgl. § 124 Abs. 1
Satz 2 Aktiengesetz) unter vorstehend genannter Adresse eingehen, bekannt machen, sofern sie
den gesetzlichen Anforderungen genügen. Wir werden ferner eventuelle Gegenanträge oder
Wahlvorschläge, die rechtzeitig (vgl. §§ 126 Abs. 1 Satz 1, 127 Satz 1 Aktiengesetz) unter vorstehend
genannter Adresse eingehen, im Internet unter der Internetadresse www.snp.de zugänglich
machen, sofern sie den gesetzlichen Anforderungen genügen. Etwaige Stellungnahmen der
Verwaltung werden ebenfalls unter dieser Internetadresse zugänglich gemacht.

Heidelberg, im März 2009

SNP Schneider-Neureither & Partner AG mit Sitz in Heidelberg

- Der Vorstand -
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SNP AG
Dossenheimer Landstrasse 100
69121 Heidelberg / Germany
Phone: +49 6221 6425-0
Fax: +49 6221 6425-20
www.snp.de
info@snp.de

Entfernungen zum Portland Forum

Heidelberg Hbf 10 Min.

Mannheim Flughafen 25 Min.

Veranstaltungsort

Tel.: 06221 7390273

www.portland-forum.de

info@portland-forum.de

Von der A5 kommend

Nehmen Sie die Autobahn- Ausfahrt Heidelberg, Leimen, Schwetzingen und fahren Sie auf die B535 in Richtung Leimen.

Nach ca. 5,5 km halb rechts halten auf die L594 / Karlsruher Straße in Richtung Leimen NORD. Nach ca. 1,5 km passieren

Sie den Ortseingang Leimen. Nach ca. 300 m finden Sie das Portland Forum auf der linken Straßenseite.

Von Heidelberg Zentrum kommend

Auf die L598 / Römerstraße oder Rohrbacher Straße (durch den Stadtteil Rohrbach) in Richtung Leimen fahren. Nach

ca. 5 km passieren Sie den Ortseingang Leimen. Nach ca. 300 m finden Sie das Portland Forum auf der linken

Straßenseite.

Ihnen stehen die Parkplätze P1 - P3 zur Verfügung.

Portland Forum am Herrenberg

großer Festsaal

Festhallenstraße 1

69181 Leimen

Mannheim Hbf 30 Min.

Frankfurt/Main Flughafen 55 Min.
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